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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitsmarkt

Momentaufnahme

M it der Prognose der Bundesanstalt für Arbeit, am Jah­
resanfang 1982 könnte die Arbeitsiosenzahl in die Nähe 
von 2 Millionen rücken, hat sich die Diskussion um ein 
Beschäftigungsprogramm neu belebt. Daß die 2-Millio- 
nen-Marke in diesem Winter erreicht wird, ist nicht ganz 
auszuschließen. Wahrscheinlicher ist aber unter der 
Annahme von annähernd stagnierender Produktion und 
von überdurchschnittlich kalter Witterung die Größen­
ordnung von 1,9 Millionen. Genauere Arbeitsmarktpro­
gnosen für einzelne Monate sind bisher nicht möglich, 
vor allem wegen großer Lücken im Datenmaterial und 
wegen der schwer vorhersehbaren Witterungseinflüs­
se.

Die Angabe einer Obergrenze für die Arbeitslosigkeit 
am Jahresbeginn bietet ohnehin nicht mehr als eine Mo­
mentaufnahme vom Arbeitsmarkt, und zwar zu demje­
nigen Zeitpunkt im Jahr, in dem die Arbeitslosigkeit re­
gelmäßig ihren Höchststand erreicht. Eine solche Mo­
natszahl ist als Orientierungspunkt für wirtschaftspoliti­
sche Maßnahmen völlig ungeeignet.

Beim Blick auf einen längeren Zeitraum wird deutli­
cher, wie weit das Beschäftigungsziel verfehlt wird. 
1981 war die Arbeitslosenzahl mit 1,27 Mill. um fast 
400 000 höher als 1980, und in diesem Jahr wird sie vor­
aussichtlich bei nur allmählicher Erholung der Produk­
tion nochmals etwa im gleichen Ausmaß zunehmen. Ein 
großer Teil des Anstiegs ist demographisch bedingt, 
weitere Ursachen sind Anpassungsschwierigkeiten bei 
Strukturänderungen und Verzerrungen in der Einkom­
mensverteilung. Gegen all dies wären kreditfinanzierte 
Beschäftigungsprogramme unwirksam oder sogar 
schädlich. Für einen dauerhaften Abbau der Arbeitslo­
sigkeit sind vielmehr koordinierte Anstrengungen von 
Geld-, Finanz- und Lohnpolitik zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Investitionen nötig. sp

Automobilpreise

Bumerang

Die Automobilpreise sind wieder in Bewegung geraten. 
Den Anfang machte das Volkswagenwerk bereits Mitte 
Dezember mit einer durchschnittlichen Preiserhöhung
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um 2,3 %. Es folgten Ford mit 1,9 %, Opel mit 2,5 %, 
Daimler-Benz mit 2,7 % und schließlich BMW mit
2,6 %. Begründet werden die Anhebungen vor allem 
mit der staatlich verordneten Stahlpreisexplosion. Da­
bei wird aber wohlweislich verschwiegen, daß die Ein­
standspreise für Stahl über Jahre hinweg deutlich unter 
dem Weltmarktniveau gelegen haben, ohne daß dies 
dem Autofahrer zugute gekommen wäre. Somit wäre es 
auch nicht verwunderlich, wenn die bevorstehende 
Lohntarifrunde als Begründung für weitere Aufschläge 
herhalten müßte.

Dabei hatte es im vergangenen Jahr zunächst so aus­
gesehen, als gehörten die konzertierten und einseitig an 
der Kostenentwicklung ausgerichteten Preiserhö­
hungsrunden der Vergangenheit an. Seinerzeit sahen 
sich Ford und Opel unter dem Eindruck einer verschärf­
ten japanischen Konkurrenz und einer schwachen all­
gemeinen Automobilkonjunktur gezwungen, erhebliche 
Preisnachlässe zu gewähren und substantielle Ausstat­
tungsverbesserungen ohne Preisaufschlag anzubieten, 
während BMW es sich leisten konnte, seinen Kunden 
höhere Preise abzuverlangen. Inzwischen ist der Wett­
bewerbsdruck aus Japan infolge einer starken Yen-Auf- 
wertung und handelspolitischer Abwehrmaßnahmen 
schwächer geworden. Es wäre jedoch kurzsichtig, die 
Frage der japanischen Konkurrenz als erledigt zu be­
trachten. Auch wird der zu erwartende Rückgang der 
verfügbaren Realeinkommen nicht ohne Auswirkungen 
auf die Automobilnachfrage bleiben. Die Preispolitik der 
deutschen Automobilhersteller könnte sich daher als 
Bumerang erweisen. gk

Ost-West

US-Strafaktion

W ie  auf der EG-Außenministertagung Anfang Januar 
klar zum Ausdruck kam, werden die europäischen Staa­
ten die Reaganschen Sanktionen gegen die Sowjetuni­
on und Polen nicht übernehmen. Dies war auch nicht 
anders zu erwarten gewesen. Während nämlich die 
USA wohlweislich ihr wichtigstes Exportprodukt in die 
UdSSR, Getreide, von den Sanktionen ausgenommen 
haben, hätten die europäischen Handelspartner der So­
wjetunion Lieferstopps in ihren Hauptausfuhrbereichen 
Eisen und Stahl sowie Maschinen verkraften müssen. 
Hätte sich Europa dem 7-Punkte-Programm der US- 
Regierung angeschlossen, wäre mit großer Wahr-
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scheinlichkeit auch der bereits Unterzeichnete Vertrag 
über das Erdgas-Röhren-Geschäft zwischen der Bun­
desrepublik und der UdSSR hinfällig geworden, da die­
ser nur einen Teil des gegenwärtig noch in Verhandlung 
befindlichen Gesamtvertragswerkes zwischen mehre­
ren europäischen Staaten und der Sowjetunion dar­
stellt. Damit wäre ein für beide Seifen wirtschaftlich vor­
teilhafter Vertrag gescheitert. Auch die Diskussion in 
Italien über einen Abbruch der Verhandlungen über die 
italienische Beteiligung am Erdgas-Röhren-Geschäft 
dürfte rasch verstummen, da kaum die Bereitschaft be­
steht, die in Aussicht gestellten Aufträge über den Bau 
von Pumpstationen und die Lieferung von Röhren im 
Wert von insgesamt 900 Mill. US-S widerstandslos an 
die Konkurrenz abzutreten.

Die USA stehen mit ihrer Strafaktion also allein. Die 
Erfahrungen der Vergangenheit haben stets gezeigt, 
daß Einzelaktionen dieser Art ökonomisch wirkungslos 
bleiben. Zwar haben die EG-Staaten zugesichert, die 
amerikanischen Sanktionen nicht zu unterlaufen. Was 
aber heißt das in der Praxis? Auch das amerikanische 
Getreideembargo von 1980 hatte von europäischer Sei­
te nicht „unterlaufen" werden sollen. Dennoch waren 
die EG-Weizenlieferungen in die UdSSR 1980 gegen­
über dem Vorjahr von 50001 auf 576 0001 gestiegen, pp

Polen

Preisreform

Polens erste Schritte zu einer Preisreform Anfang des 
neuen Jahres sind kein Ergebnis des Kriegszustandes, 
sondern waren bereits seit längerem für diesen Zeit­
punkt geplant. Zunächst beschränkt sich die Preisre­
form auf drei Elemente; Abwertung des Z/oty und damit 
Verdoppelung der Inlandspreise importierter Produkte, 
drastische Erhöhung der Rohstoffpreise und begrenzte 
Freigabe der Preisbildung. Letztere umfaßt lediglich 
Halbprodukte, Kooperationselemente und industrielle 
Verbrauchsgüter -  und das auch nur in einem engen 
Rahmen. Weiterhin zentral festgelegt werden die Preise 
für Rohstoffe und Rohmaterial, wichtige Investitionsgü­
ter und für die wichtigsten Lebensmittel.

Ein zusätzlicher inflationärer Schub ist kaum zu er­
warten. Die bereits bestehende zurückgestaute Infla­
tion wird lediglich in eine offene umgewandelt. Dagegen 
ist aufgrund der Preisreformmaßnahmen durchaus mit 
verschiedenen positiven Effekten zu rechnen; Erstens 
wird der Staatshaushalt von Preissubventionen gene­
rell entlastet. Zweitens können die von der Preisfreiga­
be betroffenen Betriebe höhere Absatzpreise kalkulie­

ren und damit ihre Investitionsmöglichkeiten verbes­
sern. Hier wären dann mittelfristig positive Angebotsef­
fekte zu erwarten. Drittens werden möglicherweise in 
den Bereichen, in denen die Preise nicht freigegeben 
wurden, Einsparungen bei den in den letzten Monaten 
sehr knapp gewordenen Rohstoffen erzielt. Sollte es 
schließlich zutreffen, daß viele Betriebe in Erwartung 
der Preisreform in den letzten Monaten ihre Produkte 
auf Lager genommen haben, statt sie dem Handel zuzu­
führen, so könnte sogar eine kurzfristige Verbesserung 
in der Versorgung der Bevölkerung eintreten. gab

Welttextilabkommen

Blamables Ergebnis

A u s den Verhandlungen über ein neues Rahmenab­
kommen für den Welttextilhandel ist die EG als klarer 
Sieger hervorgegangen. Die Gemeinschaft hat nun 
freie Hand, die in diesem Jahr auslaufenden bilateralen 
Selbstbeschränkungsabkommen mit 28 Textillieferlän- 
dern aus der Dritten Welt wesentlich restriktiver zu ge­
stalten. Daneben nehmen sich die Verhandlungserfolge 
der Entwicklungsländer bescheiden aus. Sie konnten 
vor allem durchsetzen, daß die künftigen Einfuhrzu­
wachsraten nicht auf der Grundlage der tatsächlichen 
Importe des Jahres 1980, sondern auf der der wesent­
lich höheren Quoten für 1982 festgesetzt werden.

Auch wenn die Verlängerung des Welttextilabkom­
mens (WTA) zu Recht einem vertragslosen Zustand, 
der im gegenwärtigen handelspolitischen Klima unver­
meidlich in einen Wettlauf nationaler Protektionismen 
einmünden müßte, vorgezogen wird, so kann das Ver­
handlungsergebnis doch nur als blamabel für die Indu­
strieländer bezeichnet werden. Der drastische Beschäf­
tigungsrückgang, den diese im vergangenen Jahrzehnt 
erfahren haben, ist nachweislich nur zum geringeren 
Teil auf Niedrigpreiseinfuhren aus Entwicklungsländern 
zurückzuführen. Außerdem wird die Atempause, die 
den westlichen Ländern für Anpassungsmaßnahmen 
eingeräumt worden ist, im Jahre 1986, wenn das neue 
Abkommen ausläuft, länger als zwölf Jahre gedauert 
haben. Dennoch werden weiterhin, insbesondere in 
Belgien, Frankreich und Italien, massive Subventionen 
zur Erhaltung unrentabler Betriebe gezahlt. Es wäre 
schön, wenn die Expertengruppe, die das WTA erst­
mals zur Überprüfung der Umstrukturierung in der euro­
päischen und amerikanischen Textil- und Bekleidungs­
industrie vorsieht, diesen Zuständen ein Ende bereiten 
könnte. Doch lassen die bisherigen Erfahrungen eher 
Skepsis geboten erscheinen. ko
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